
Auf gefährlicher Überfahrt
426 Flüchtlinge sind 2018 im Mittelmeer gestorben, 11 986 haben überlebt

Berlin. Durch die Abschottungspolitik der Eu-
ropäischen Union kommen immer weniger
Menschen über das Mittelmeer nach Europa.
Von 2016 auf 2017 hat sich die Zahl derer,
die die gefährliche Überfahrt – meist von Li-
byen aus – wagen, mehr als halbiert. Nur noch
172 301 Flüchtende kamen laut UN-Flücht-
lingshilfswerk UNHCR auf europäischem Bo-
den an. 3139 überlebten die Überfahrt über
das Mittelmeer nicht.
Auch über den Winter sind überfüllte und

schlecht ausgestattete Gummiboote in See ge-
stochen. Vom 1. Januar bis 12. März dieses
Jahres erreichten bereits 11 986 Menschen

Europa über die Mittelmeerroute. 426 star-
ben. Die Überfahrt ist gefährlicher geworden.
Weil die libysche Küstenwache immer häufi-
ger Menschen zurück nach Libyen bringt, ver-
suchen die Flüchtenden, der Küstenwache zu
entgehen: Die Schlepper schicken die Passa-
giere öfter bei hohem Seegang auf den Weg,
weil der Radar hohe Wellen und Gummiboote
nicht unterscheiden kann.
Umso wichtiger ist es, dass nichtstaatliche

Seenotrettungsorganisationen im Mittelmeer
kreuzen, um Flüchtlingsboote rechtzeitig zu
finden und die Menschen an Bord zu neh-
men.

Bewährt hat sich auch die unterstützende
Luftaufklärung. Flugzeuge können schneller
eine größere Fläche absuchen. Wenn sie ein
Boot sehen, können sie die exakten Positi-
onsdaten an die Schiffe weitergeben. Seit drei
Jahren kooperiert die Rettungsorganisation
Sea-Watch mit der Schweizer Humanitarian
Pilots Initiative, um Flüchtlingsboote aus der
Luft zu suchen. Mit der Moonbird haben sie
dafür seit einem Jahr nun ein eigenes kleines
Flugzeug. Nach der Winterpause hat die Pro-
pellermaschine im März wieder erste Missio-
nen gestartet. »neues deutschland« war bei ei-
nem Flug dabei. jot Seite 3

Flüchtende in Seenot im Mai 2017, gesichtet und fotografiert vom Luftaufklärungsflugzeug Moonbird Foto: sea-watch.org
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Neue Kleider
Uwe Kalbe zur nunmehr
besiegelten Großen Koalition

Auch die neue Große Koalition ist
eine pragmatische Koalition. Das
ist nicht das Schlechteste, das
man von einer Regierung sagen
kann. Immerhin haben die Betei-
ligten gemeinsam aus der letzten
Wahl gelernt, dass die Menschen
in Deutschland ausreichend ver-
unsichert sind, den vermeintlich
gestandenen Parteien deutlich ihr
Misstrauen zu erklären, wenn sie
die Nase voll haben. Die Folge
sitzt ihnen in Gestalt der AfD im
Bundestag gegenüber. So sind ei-
nige Vorhaben im Regierungs-
programm als Versuche zur Mil-
derung sozialer Missstände zu
werten, auch wenn sie diese nicht
beseitigen werden. Eine Art Be-
stätigung, dass die Koalition
durch soziale Investitionen von
sich überzeugen will, liefert FDP-
Chef Lindner mit seinem Vor-
wurf, sie setze Geld als Schmier-
mittel ihrer Kooperation ein.
Das ist eine Kritik, die man

wirklich nicht teilen muss. Lind-
ner verlangt eine Abkehr von
staatlicher Verantwortung. Das
Problem dieses Koalitionsvertra-
ges ist vielmehr, dass er keines
der identifizierten sozialen Prob-
leme lösen wird. Und manche
Probleme unterbelichtet bleiben
– Stichwort Klima. Menschen je-
denfalls, die in Armut leben,
Flüchtlinge und ihre Angehöri-
gen, Pflegebedürftige oder chro-
nisch Kranke ohne den nötigen
finanziellen Rückhalt werden den
beschworenen sozialen Anstrich
des Vertrags kaum bemerken,
nicht einmal als Mäntelchen – so
wenig wie des Kaisers neue Klei-
der. Ob die Zeiten sozialer wer-
den, kann man messen. Zum Bei-
spiel an der Länge der Schlangen,
die sich an den Tafeln bilden.
Oder den Kleiderkammern.

UNTEN LINKS

In Köln, verehrte Leserinnen und
Leser, ist es ja schon schlimm ge-
nug. Armut, Wohnungsmangel,
Hartz IV. Aber in Neukölln erst,
wo es nicht nur ein l mehr gibt,
sondern auch mehr Armut, mehr
Wohnungsmangel, mehr Hartz IV.
Die Frau, die das halbwegs im
Griff hatte, Bezirksbürgermeiste-
rin Franziska Giffey, muss jetzt die
SPD auf Bundesebene retten. Sie
wurde zum Medienliebling, weil
sie auch noch die letzte Dreckecke
besuchte und danach Müllsheriffs
auf Jagd nach Umweltsündern
schickte. Zum Beispiel. Für diesen
weltberühmten Bezirk braucht die
SPD einen würdigen Nachfolger.
Einen, der klare Kante zeigt und
bei Bedarf auch einen auf ver-
ständnisvoll machen kann. Der
mit Exzellenzen fertig wird und
mit Schurken. Der schon Umgang
mit Ausländern hatte (Neukölln:
hoher Migrantenanteil). Der zu
Freunden hält oder eben auch
nicht. Der seine Partei rausjagen
will ins Leben, »dahin, wo es bro-
delt, manchmal riecht und gele-
gentlich stinkt«. Wie in Neukölln.
Einen wie Sigmar Gabriel. wh

Rechte siegt bei
Wahl in Kolumbien
FARC-Partei unter 0,5 Prozent

Bogotá. Die konservativen Parteien haben die
Parlamentswahlen in Kolumbien gewonnen.
Die rechtskonservative Centro Democrático
von Ex-Präsident Álvaro Uribe wird laut vor-
läufigen Ergebnissen stärkste Kraft im Senat.
Nach Auszählung von mehr als 97 Prozent al-
ler Stimmen erhielten die Kritiker des Frie-
densvertrags rund 16,5 Prozent und können
nach Angaben der Wahlbehörde mit 19 Sit-
zen im Oberhaus rechnen. Im Abgeordne-
tenhaus führt die Partei der Liberalen, die auf
etwa 35 Sitze kommt, dicht gefolgt von Uri-
bes Rechtsaußenpartei mit voraussichtlich 32
Sitzen. Die gemäßigt konservative Partei von
Präsident JuanManuel Santos büßte Sitze ein.
Die Partei der ehemaligen FARC-Rebel-

len, die sich erstmals an einer Wahl beteilig-
te, landete weit abgeschlagen und erhielt in
beiden Kammern weniger als ein halbes Pro-
zent der Stimmen. Fünf Sitze im Senat und
im Abgeordnetenhaus sind den ehemaligen
Kämpfern dennoch sicher. Der Ende 2016 ge-
schlossene Friedensvertrag garantiert der neu
gegründeten Partei eine Mindestzahl von
Mandaten. AFP/nd Seiten 4 und 7

Große Koalition in
den Startlöchern
Regierungsvertrag unterzeichnet

Berlin. AmMontag haben CDU, CSU und SPD
das Regierungsprogramm zur Neuauflage ih-
rer Großen Koalition unterzeichnet. In den
Vordergrund rückten die Koalitionspartner
den Einsatz für mehr soziale Sicherheit. »Der
Wohlstand des Landes muss bei allen Men-
schen ankommen«, sagte Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) in Berlin. Union und
SPD hätten in der 177-seitigen Vereinbarung
versucht, Antworten auf Fragen zu finden, die
die Menschen bewegten. So müssten die Le-
bensbedingungen in allen Teilen Deutsch-
lands gleichwertig sein und die Aufgaben bei
der sozialen wie bei der inneren Sicherheit
erledigt werden. Flüchtlinge müssten integ-
riert werden, der Staat müsse jedoch auch
dort handlungsfähig sein, wo Menschen kein
Recht auf Aufenthalt hätten.Merkel stellt sich
am Mittwoch im Bundestag zur Wiederwahl.
Der kommissarische SPD-Chef Olaf Scholz

betonte, die Beteiligung der SPD an der Re-
gierung begründe sich aus dem Willen, das
Leben der Menschen besser zu machen und
dafür zu sorgen, dass es in Deutschland so-
zial gerechter werde. epd/nd Seite 6

Zivilisten sind
Hauptleidtragende
Mehr als 350 000 Tote
seit Ausbruch des syrischen Kriegs

Damaskus. Im syrischen Krieg sind seit Aus-
bruch des Konflikts vor sieben Jahren mehr
als 350 000 Menschen ums Leben gekom-
men, etwa 105 000 von ihnen Zivilisten, mel-
dete die Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte am Montag. Enthalten in
diesen Zahlen seien ausschließlich Opfer, de-
ren Tod belegt sei. Hilfsorganisationen zie-
hen eine bittere Bilanz. Die Hälfte der Be-
völkerung lebe als Flüchtling imAusland oder
ist innerhalb Syriens vertrieben worden. Wie
aus einem Bericht des UN-Kinderhilfswerkes
(UNICEF) hervorgeht, gibt es in Syrien heu-
te 86 000 Menschen, denen als Folge des
Krieges Gliedmaßen amputiert werden
mussten. »Wir schätzen, dass als Folge die-
ses Krieges schon jetzt etwa 750 000 Kinder
mit Behinderungen leben müssen«, sagte
UNICEF-Regionaldirektor Geert Cappelaere.
Die türkische Armee ging unterdessen

weiter gegen die kurdisch-syrische Stadt Af-
rin im Norden vor. Der Einmarsch, berichten
Augenzeugen aus der Stadt, stehe offenbar
unmittelbar bevor. dpa/nd Seite 7
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In Zeiten des Rechtsrucks
Im brasilianischen Salvador beginnt
das 14. Weltsozialforum. Seite 2
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Anschläge auf Moscheen in ganz Deutschland
In Berlin und Nordrhein-Westfalen ermittelt der Staatsschutz / Videos kursieren im Internet

In den vergangenen Tagen sind
Brandanschläge auf fünf türki-
sche Einrichtungen verübt wor-
den. Videos lassen einen politi-
schen Hintergrund vermuten.

Von Katharina Schwirkus

Eine Gruppe von schwarz ver-
mummten Menschen wirft Stei-
ne, Fenster klirren und dann
brennt es. Solche Bilder zeigen Vi-
deos, die auf einer kurdischen In-
ternetseite namens »Radikaler
Junger Blick« veröffentlicht wur-
den. Angeblich zeigen sie die
Brandanschläge auf eine Moschee
in Lauffen in Baden-Württemberg
am vergangenen Freitag und auf
einen türkischen Kulturverein im
nordrhein-westfälischen Mesche-
de am Sonntagmorgen.
Auch in anderen Orten

Deutschlands brannten dieser Ta-
ge Moscheen und andere türki-
sche Einrichtungen. In Berlin wur-
de in der Nacht zum Sonntag ein
Anschlag auf die Koca-Sinan-Mo-

schee verübt, die zum Ditib-Ver-
band gehört, welcher rund 900
türkisch-islamische Vereine in
Deutschland vertritt. Des Weite-
ren gab es ebenfalls in der Nacht
zum Sonntag zwei Anschläge im
schleswig-holsteinischen Itzehoe.
Dort wurden die Fenster einer Mo-
schee eingeschlagen und ein tür-
kischer Laden brannte. Beim
jüngsten Anschlag am frühen
Montagmorgen schleuderten un-
bekannte Täter in Ahlen bei Müns-
ter mehrere Brandsätze gegen ein
türkisches Kulturzentrum.
In Berlin hatte es bereits am 19.

Februar einen Brandanschlag auf
ein Fahrzeug des Ditib-Verbandes
gegeben. Bezüglich des jüngsten
Brandanschlages sagte der Poli-
zeisprecher der Berliner Polizei
Martin Halweg dem »nd«: »Ein po-
litisches oder religiösesMotiv kann
nicht ausgeschlossen werden.«
Daher ermittle der Staatsschutz,
und zwar in alle Richtungen. Hin-
sichtlich der Ereignisse der ver-
gangenen Tage stehe der Polizei-

liche Staatsschutz des Landeskri-
minalamtes Berlin mit den Lan-
deskriminalämternder Länder und
des Bundes im Informationsaus-
tausch. Halweg erklärte weiter:
»Derzeit findet keine zentrale Er-
mittlung hinsichtlich der stattge-

fundenen Ereignisse statt, da nach
bisherigen Erkenntnisstand kein
Zusammenhang besteht.«
Die Ermittlungen im Fall des

Brandanschlages auf die Mo-
schee in Meschede hat der Staats-
schutz in Nordrhein-Westfalen
übernommen. Bezüglich des im
Internet kursierenden Videos

sagte der Oberstaatsanwalt Tho-
mas Poggel dem »nd«, dass es sich
bei dem gezeigten Gebäude um
den türkischen Kulturverein
handle und die Brandsätze im Vi-
deo so geworfen wurden, wie es
auch die Brandspuren vermuten
ließen. »Man weiß natürlich
nicht, ob es sich bei der Gruppe
in dem Video wirklich um eine
kurdische Gruppe handelt, oder
sich Kurden jetzt nur damit brüs-
ten, diese Tat begangen zu ha-
ben«, so Poggel weiter.
Bei den Ermittlungen in Nord-

rhein-Westfalen habe man sich
bisher auf drei mutmaßliche Tä-
ter konzentriert, die vorläufig
festgenommen und zunächst in
Polizeigewahrsam waren. Nach
den bisherigen Ermittlungen be-
stehe jedoch kein dringender Tat-
verdacht mehr, die Freilassung
der Personen sei daher am Mon-
tag veranlasst worden. »Jetzt
werden wir einen Abgleich mit
anderen Taten prüfen«, sagte
Poggel.

»Ein politisches oder
religiöses Motiv kann
nicht ausgeschlossen
werden.«
Martin Halweg,
Polizeisprecher in Berlin
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50 Meter weiter fliegen
Skispringerinnen dürfen bald
auf die Großschanzen. Seite 19

Alles Schwindel?
Michael Butter forscht über
Verschwörungstheorien. Seite 16
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